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In eigener Sache 

Online-Veranstaltungen des Flüchtlingsrats NRW im 
März 2023 
Im März bietet der Flüchtlingsrat NRW wieder ver-
schiedene Online-Veranstaltungen an. Für folgende 
Veranstaltungen werden bereits Anmeldungen ent-
gegengenommen: 
 
Online-AG: „Umgang mit Ausländerbehörden – 
Thema: Die Entscheidungspraxis der Ausländerbe-
hörden“, Dienstag, 14.03.2023, 17:30 – 19:00 Uhr 
 
Online-Veranstaltung: „Hausordnungen und Haus-
recht in Gemeinschaftsunterkünften – Informationen 
und Austausch“, Mittwoch, 22.03.2023, 17:00 – 
18:30 Uhr 
 
Online-Schulung: „Traumasensibler Umgang mit 
Flüchtlingen“, Dienstag, 28.03.2023, 17:00 – 20:00 
Uhr 
 
Online-Schulung: „Das Konstrukt ‚sichere Herkunfts-
staaten‘ – Hintergründe und Auswirkungen auf Be-
troffene“, Mittwoch, 29.03.2023, 17:00 – 18:30 Uhr 
 
Detaillierte Beschreibungen der Online-Veranstal-
tungen können der Website des Flüchtlingsrats 
NRW entnommen werden. 
 
Einladung zur Mitgliederversammlung im März 
Der Flüchtlingsrat NRW lädt alle Interessierten und 
in der Flüchtlingsarbeit Engagierten zur Mitglieder-
versammlung am Samstag, den 25.03.2023 von 
11.00 bis 16.00 Uhr im Stadtteilzentrum Q1, Halb-
achstraße 1, 44793 Bochum, ein. Unter anderem 
wird Kirsten Eichler (GGUA e.V. in Münster) einen 
Vortrag zum Chancen-Aufenthaltsrecht sowie zu den 
Änderungen in den Bleiberechtsregelungen §§ 25a 
und 25b AufenthG halten. Die Einladung mit der Ta-
gesordnung findet sich auf der Website des Flücht-
lingsrats NRW. 
 
Flüchtlingsrat NRW fordert Flüchtlingspolitik nach 
Vorbild der Aufnahme ukrainischer Flüchtlinge 
Ein Jahr nach Beginn des russischen Angriffskriegs 
auf die Ukraine fordert der Flüchtlingsrat NRW im 
Rahmen einer Pressemitteilung vom 24.02.2023 
eine ausnahmslos solidarische Flüchtlingspolitik. Bir-
git Naujoks, Geschäftsführerin des Flüchtlingsrats 

NRW, lobt die Aufnahme von und den Umgang mit 
ukrainischen Schutzsuchenden im letzten Jahr, weist 
jedoch darauf hin, dass viele Drittstaatsangehörige 
und Staatenlose aus der Ukraine sowie Asylsuchende 
aus anderen Herkunftsländern, die ebenso von Krieg, 
Verfolgung und anderen Menschenrechtsverletzun-
gen betroffen sind, von dieser solidarischen Auf-
nahme ausgeschlossen blieben. Deshalb appelliert 
sie an die Bundesregierung und das Land NRW, die 
Abschreckungs- und Entrechtungspolitik gegenüber 
anderen Flüchtlingen zu beenden und eine solidari-
sche Flüchtlingspolitik orientiert an den Rechten und 
Bedarfen Schutzsuchender zu etablieren. 
 
Flüchtlingsrat NRW bemängelt Modell der Willkom-
mens-Klassen 
Im Rahmen eines Artikels in der Rheinischen Post 
vom 27.02.2023 hat Birgit Naujoks, Geschäftsführe-
rin des Flüchtlingsrats NRW, einige Missstände bei 
der Beschulung geflüchteter Kinder kritisiert. Auch 
wenn dies mit einem größeren Aufwand verbunden 
sei, sollten die Kinder von Anfang an in Regelklassen 
aufgenommen werden und nicht wie in NRW oft üb-
lich für die schulische Erstförderung in sogenannten 
Willkommens-Klassen untergebracht werden. Denn 
dort würden sie häufig nur soziale Beziehungen un-
tereinander und nicht zu deutschen Gleichaltrigen 
aufbauen, was die Integration und auch den Sprach-
erwerb erschwere. Zudem müsse sich bei Verteilung 
auf die unterschiedlichen Schulformen mehr an den 
Bedürfnissen und Kompetenzen der jungen Schutz-
suchenden orientiert werden. 
 
Flüchtlingsrat NRW übt Kritik am Amt des Bundes-
migrationsbeauftragten 
Im Rahmen eines Beitrags in der „Aktuellen Stunde“ 
im WDR vom 01.02.2023 hat die Geschäftsführerin 
des Flüchtlingsrats NRW, Birgit Naujoks, grundsätzli-
che Kritik am von der Bundesregierung geschaffenen 
Amt des Sonderbevollmächtigten für Migrationsab-
kommen geübt, das der ehemalige Flüchtlingsminis-
ter des Landes NRW, Joachim Stamp (FDP), seit dem 
01.02.2023 inne hat. Laut Naujoks bestehe kein 
nachvollziehbarer Zusammenhang zwischen der Auf-
gabe, einerseits die Arbeitsmigration zu fördern und 
sich andererseits mit Fragen nach dem Umgang mit 
Schutzsuchenden, vor allem hinsichtlich der stärke-

https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen.html
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen.html
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/In_eigener_Sache/Einladung_Mitgliederversammlung/Einladung_Jahresversammlung_25.03.2023.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Pressemitteilungen/20230224_PM_Kriegsausbruch_Ukraine.pdf
https://rp-online.de/nrw/landespolitik/nrw-mehr-geld-fuer-ukrainische-schueler-forderung-fuer-integration_aid-85671009
https://www.frnrw.de/in-eigener-sache/fluechtlingsrat-uebt-kritik-am-amt-des-bundesmigrationsbeauftragten.html
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ren Durchsetzung von Abschiebungen auseinander-
zusetzen. Bei der Aufnahme von Flüchtlingen dürfe 
es weiterhin weder eine Obergrenze geben, noch 
könne es Menschen verwehrt werden, in Deutsch-
land Schutz zu suchen. 
 
Flüchtlingsrat NRW bemängelt hohe Zahl von Ab-
schiebungen aus NRW 
In einer Pressemitteilung vom 31.01.2023 kritisiert 
der Flüchtlingsrat NRW die nordrhein-westfälische 
Landesregierung für das Festhalten am restriktiven 
Abschiebungskurs der Vorgängerregierung. Bei ins-
gesamt 3.118 Abschiebungen aus NRW im Jahr 2022 
sind in der zweiten Jahreshälfte unter der grünen 
Flüchtlingsministerin Josefine Paul beinahe genauso 
viele Menschen abgeschoben worden wie im ersten 
Halbjahr unter ihrem Amtsvorgänger Joachim Stamp 
(FDP). Birgit Naujoks, Geschäftsführerin des Flücht-
lingsrats NRW, fordert von CDU und Grünen, das 
„restriktive Erbe“ der schwarz-gelben Regierung zu 
überwinden und stattdessen der im Koalitionsver-
trag versprochenen Ausschöpfung aller bleiberechtli-
chen Möglichkeiten nachzukommen. Das Westfalen-
Blatt bezieht sich in einem Artikel vom gleichen Tag 
auf die Pressemitteilung des Flüchtlingsrats NRW.  
 
Flüchtlingsrat NRW fordert bessere Aufnahmebe-
dingungen und legale Fluchtwege 
In einem Interview mit ntv am 03.02.2023 erläuterte 
Birgit Naujoks, Geschäftsführerin des Flüchtlingsrats 
NRW, dass Deutschland seine Aufnahmekapazitäten 
erweitern müsse, da davon auszugehen sei, dass u. 
a. aufgrund der Entwicklungen im Iran die Zahl der 
Schutzsuchenden weiter ansteigen wird. Dabei for-
derte sie Unterkunftsplätze zu schaffen, die den 

Standards für eine menschenwürdige Unterbringung 
entsprechen. Auch im Rahmen eines Interviews der 
Sendung „Mittagsecho“ auf WDR 5 vom 09.02.2023 
forderte die Geschäftsführerin des Flüchtlingsrats 
NRW von Bund, Ländern und Kommunen mehr Enga-
gement für eine menschenwürdige Aufnahme und 
Unterbringung von Flüchtlingen.  

Flüchtlingsrat NRW fordert Verbesserung der Situa-
tion in den Ausländerbehörden  
Birgit Naujoks, Geschäftsführerin des Flüchtlingsrats 
NRW, hat im Rahmen eines Beitrags der Februar-
Ausgabe des Magazins bodo grundlegende Verände-
rungen in den Ausländerbehörden NRWs gefordert. 
Aufgrund der Verzögerungen bei der Einbürgerung 
und bei der Erteilung von Beschäftigungserlaubnis-
sen, Duldungen und Aufenthaltserlaubnissen brau-
che es in den Behörden „personelle Verstärkung, 
und die Arbeitsplätze müssen attraktiver gestaltet 
und besser vergütet werden“. Zudem müsse auf poli-
tischer Ebene eine Abkehr von Abschiebungen und 
Kettenduldungen hin zur Erteilung von Aufenthaltsti-
teln erfolgen. 
 
Referentin „Vernetzung Ehrenamt“ gesucht 
Ab sofort ist beim Flüchtlingsrat NRW die Stelle einer 
Referentin „Vernetzung Ehrenamt“ zu besetzen. Die 
Aufgaben und Voraussetzungen sind der Stellenaus-
schreibung zu entnehmen. Es handelt sich um eine 
Vollzeitstelle. Bitte senden Sie Ihre Kurzbewerbung 
(Anschreiben und Lebenslauf) nur per E-Mail bis zum 
05.03.2023 an die Adresse naujoks@frnrw.de. 
 

 Aus aktuellem Anlass 

Flüchtlingsgipfel: Ergebnisse und Forderungen  
Am 16.02.2023 berichtete die Tagesschau zu den Er-
gebnissen des Flüchtlingsgipfels zwischen Bundesin-
nenministerin Nancy Faeser, den kommunalen Spit-
zenverbänden und den zuständigen Landesministe-
rinnen am gleichen Tag in Berlin. Im Mittelpunkt des 
Treffens habe das gemeinsame Vorgehen von Bund, 
Ländern und Kommunen zur Bewältigung insbeson-
dere der angespannten Unterbringungssituation ge-
standen. Bei der Unterbringung der Flüchtlinge solle 
in Zukunft verstärkt zusammengearbeitet werden, 
dazu solle u. a. durch ein digitales „Dashboard“ mit 

Daten zur Situation von Schutzsuchenden Transpa-
renz bezüglich der aktuellen Zahl von Flüchtlingen in 
den Regionen geschaffen werden. Laut Faeser werde 
vom Bund zudem zusätzlicher Wohnraum durch die 
Bereitstellung von Flächen, auf denen in serieller 
Bauweise Wohnungen entstehen sollen, zur Verfü-
gung gestellt. Eine Entscheidung über die weitere 
Verteilung der finanziellen Lasten werde im Rahmen 
eines Spitzengesprächs zwischen Bundeskanzler Olaf 
Scholz und den Ministerpräsidentinnen der Länder 
um Ostern herum getroffen. Laut Tagesschau sollen 
bis zu diesem Treffen vier neu geschaffene Arbeits-

https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Pressemitteilungen/20230131_PM_Abschiebungen_NRW.pdf
https://www.westfalen-blatt.de/nrw/2022-wieder-etwas-mehr-abschiebungen-2698718?npg=
https://www1.wdr.de/mediathek/audio/wdr5/wdr5-mittagsecho/audio-fluechtlingsrat-menschen-adaequat-unterbringen-100.html
https://www1.wdr.de/mediathek/audio/wdr5/wdr5-mittagsecho/audio-fluechtlingsrat-menschen-adaequat-unterbringen-100.html
https://www.frnrw.de/in-eigener-sache/ueberlastete-auslaenderbehoerden-fluechtlingsrat-nrw-pocht-auf-verbesserungen.html
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Stellenanzeigen/202302_Stellenausschreibung_Referentin_Ehrenamt.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Stellenanzeigen/202302_Stellenausschreibung_Referentin_Ehrenamt.pdf
https://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/fluechtlingsgipfel-faeser-107.html
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gruppen zu den Themen „Unterbringung und Finan-
zen“, „Entlastung der Ausländerbehörden“, „Integra-
tion“ und „Bekämpfung irregulärer Migration und 
Rückführungen“ ihre Ergebnisse vorlegen. Bereits im 
Vorfeld des Flüchtlingsgipfels hatten Pro Asyl und die 
Landesflüchtlingsräte im Rahmen einer Pressemittei-
lung vom 15.02.2023 eine pragmatische und lö-
sungsorientierte Unterbringungspolitik sowie die 
Entlastung der Ausländerbehörden gefordert. Wie 
für Flüchtlinge aus der Ukraine sollte auch für andere 
Asylsuchende eine flexible Unterbringungspolitik er-
möglicht werden. Die Organisationen kritisieren zu-
dem, dass es bei den Ausländerbehörden derzeit zu 
langen Wartezeiten komme, die für Betroffene mit 
einer enormen Belastung einhergingen, da diese 
Jobangebote verlieren oder sogar abgeschoben wer-
den könnten. Am 10.02.2023 hatte Pro Asyl in einem 
Schreiben an die Innenministerien von Bund und 
Ländern konkrete Maßnahmen formuliert, um eine 
kurzfristige Entlastung der Ausländerbehörden zu er-
wirken. Anlässlich des Flüchtlingsgipfels hat terre des 
hommes im Rahmen einer Pressemitteilung vom 
16.02.2023 von der Bundesregierung neben kurzfris-
tigen Maßnahmen für eine kindeswohlorientierte 
Aufnahme ein langfristiges Umdenken bei der Auf-
nahme von Flüchtlingen sowie den Abbau rechtlicher 
und bürokratischer Hemmnisse gefordert. Laut So-
phia Eckert, Migrationsexpertin von terre des hom-
mes, müssen für geflüchtete Kinder dringend kindge-
rechte Unterkünfte geschaffen werden. Die Organi-
sation schlägt den Ländern vor, gemäß § 49 Abs. 2 
AsylG die Wohnverpflichtung aufheben. Dadurch 
würde sowohl das öffentliche Aufnahmesystem ent-
lastet als auch eine schnellere gesellschaftliche Teil-
habe geflüchteter Familien ermöglicht werden.  
 
Erdbeben im türkisch-syrischen Grenzgebiet 
Vor dem Hintergrund der schweren Erdbeben in der 
türkisch-syrischen Grenzregion haben Pro Asyl und 
sieben weitere Organisationen, darunter der Repub-
likanische Anwältinnen- und Anwälteverein (RAV) 
und Borderline Europe, die Bundesregierung im Rah-
men einer Pressemitteilung vom 17.02.2023 aufge-
fordert, großzügig den Erdbebenopfern ohne Unter-
schied nach Herkunft und Nationalität schnell und 
unbürokratisch die Einreise nach Deutschland mit ei-
nem humanitären Visum zu ermöglichen. In einem 
Artikel vom 16.02.2023 beleuchtet Pro Asyl die aktu-
ellen diskriminierenden Regelungen bei der Visa-
vergabe anhand von Fallbeispielen und legt verschie-

dene Vorschläge zur Verbesserung des Visumsver-
fahrens dar, die auch an Außenministerin Annalena 
Baerbock und Innenministerin Nancy Faeser ver-
sandt wurden. Zwar habe das Auswärtige Amt (AA) 
in Folge des Erdbebens für türkische Staatsangehö-
rige die Vergabe von Besuchsvisa erleichtert, diese 
Regelung sei jedoch  ausbaufähig. Zudem gelte sie 
nicht für die Zehntausenden von Flüchtlingen aus Sy-
rien, Afghanistan und anderen Ländern, die im tür-
kisch-syrischen Erdbebengebiet. Aktuell würden sich 
nach Angaben der türkischen Direktion für Migrati-
onsmanagement mindestens 1,7 Millionen re-
gistrierte Flüchtlinge allein in den zehn vom Erdbe-
ben betroffenen türkischen Provinzen aufhalten. 
Von Seiten der türkischen Regierung sei angekündigt 
worden, dass öffentliche Einrichtungen und Organi-
sationen sowie Nichtregierungsorganisationen den 
vom Erdbeben betroffenen Flüchtlingen außerhalb 
des Erdbebengebiets keine Unterstützung bei der 
Unterbringung gewähren dürften. Über die Situation 
in Syrien sei kaum etwas bekannt. Die Organisatio-
nen sprechen sich für ein Evakuierungsprogramm 
unter der Kontrolle der UNO aus. Bereits am 
10.02.2023 hatte sich Pro Asyl in einer Pressemittei-
lung mit dem Appell an die Bundesregierung ge-
wandt, Druck auf die Türkei auszuüben, die Grenz-
übergänge zu den Erdbebengebieten in Syrien zu öff-
nen und verletzte Menschen sowie Betroffene mit 
familiären Verbindungen in Deutschland unbürokra-
tisch aufzunehmen. Die Bundesregierung dürfe hu-
manitäre Hilfe zudem nicht von der Zustimmung des 
Regimes in Syrien abhängig machen.  
Der niedersächsische Flüchtlingsrat hat auf seiner 
Website hilfreiche Informationen für vom Erdbeben 
betroffene Personen zusammengestellt. Auch das AA 
hat am 17.02.2023 auf seiner Website einen Artikel 
mit Antworten auf die häufigsten Fragen zu den Erd-
beben in der Türkei und Syrien veröffentlicht.  
 
Forderungen nach Flüchtlingseigenschaft für afgha-
nische Frauen  
Im Rahmen eines Artikels vom 02.02.2023 hat Pro 
Asyl das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) dazu aufgefordert, sämtlichen im Asylverfah-
ren befindlichen afghanischen Mädchen und Frauen 
die Flüchtlingseigenschaft zuzuerkennen. Auch 
müsse entsprechenden Personen mit subsidiärem 
Schutz oder Abschiebungsverbot im Falle der Stel-
lung eines Asylfolgeantrags die Flüchtlingseigen-
schaft zugesprochen werden. Hintergrund sei die 
sich seit der Machtübernahme der Taliban immer 

https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Pressemitteilungen/20230215_Gemeinsame_PM_Fluechtlingsgipfel.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Pressemitteilungen/20230215_Gemeinsame_PM_Fluechtlingsgipfel.pdf
https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/2023-02-10_Ueberlastung-der-ABHs.pdf?utm_source=ActiveCampaign&utm_medium=email&utm_content=PRO+ASYL+und+Fl%C3%BCchtlingsr%C3%A4te+zum+Fl%C3%BCchtlingsgipfel%3A+Kein+%E2%80%9EWeiter+so%22+in+der+Unterbringungspolitik&utm_campaign=PE+15+02+2023_Unterbringung_migrationsgipfel&vgo_ee=F5SFoHV9fYaWYQD3EzknA5Mq9%2FijNC4HvKea94OQk18%3D
https://www.tdh.de/was-wir-tun/arbeitsfelder/fluechtlingskinder/meldungen/fluechtlingsgipfel-kindeswohl-muss-an-erster-stelle-stehen/
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/nach-erdbeben-sofortige-einreiseerleichterungen-ohne-unterscheidung-nach-herkunft-und-nationalitaet/
https://www.proasyl.de/news/keine-diskriminierung-bei-der-visavergabe-nach-dem-beben-leiden-alle-menschen-gleich/?utm_source=ActiveCampaign&utm_medium=email&utm_content=Nach+Erdbeben%3A+Sofortige+Einreiseerleichterungen+ohne+Unterscheidung+nach+Herkunft+und+Nationalit%C3%A4t&utm_campaign=PE+17+02+23_Erdbeben_Visa&vgo_ee=F5SFoHV9fYaWYQD3EzknA5Mq9%2FijNC4HvKea94OQk18%3D
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/erdbeben-im-tuerkisch-syrischen-grenzgebiet-appell-an-die-bundesregierung/
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/erdbeben-im-tuerkisch-syrischen-grenzgebiet-appell-an-die-bundesregierung/
https://www.nds-fluerat.org/infomaterial/informationen-fuer-vom-erdbeben-betroffene-personen/
https://www.auswaertiges-amt.de/de/aussenpolitik/krisenpraevention/humanitaere-hilfe/erdbeben-tuerkei-syrien-faq/2581294#content_3.
https://www.proasyl.de/news/verfolgt-weil-sie-frauen-sind-afghanische-frauen-muessen-als-fluechtlinge-anerkannt-werden/
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weiter zuspitzende Situation von Frauen und Mäd-
chen in Afghanistan. Aufgrund der massiven Ein-
schränkungen in allen Lebensbereichen wie Bildung, 
Bewegungsfreiheit und Erwerbstätigkeit könne für 
Afghaninnen eine Verfolgung aufgrund des Ge-
schlechts im Sinne der Flüchtlingsdefinition ange-
nommen werden. Mit dieser Begründung habe die 
schwedische Migrationsbehörde bereits am 
06.12.2022 entschieden, afghanischen Frauen und 
Mädchen allein wegen ihres Geschlechts die Flücht-
lingseigenschaft zuzuerkennen. Auch die Europäi-
sche Asylagentur EUAA kommt in ihrem am 
25.01.2023 veröffentlichten „Country guidance“ zu 
Afghanistan zu dem Schluss, dass bei Frauen und 
Mädchen in Afghanistan „eine begründete Furcht 
vor Verfolgung generell substantiiert“ sei. Daraufhin 
habe auch Dänemark am 30.01.2023 entsprechen-
des Handeln angekündigt. Pro Asyl vermisst jedoch 
derartige Bestrebungen beim Bundesamt für Migra-
tion und Flüchtlinge (BAMF). So sei einem Schriftsatz 

des BAMF an das Verwaltungsgericht Berlin von 
Ende Dezember letzten Jahres zu entnehmen, dass 
die afghanische Klägerin lediglich die allgemeinen 
Einschränkungen, denen Frauen und Mädchen in Af-
ghanistan unterliegen, geschildert habe und diese al-
lein nicht ausreichend für eine Schutzgewährung 
seien. Diese Einschätzung des BAMF erklärt laut Pro 
Asyl, warum Frauen und Mädchen aus Afghanistan 
im ersten Halbjahr 2022 nur in 34 % der Fälle die 
Flüchtlingseigenschaft zugesprochen worden war. 
Sechs Prozent hatten einen subsidiären Schutz erhal-
ten und 61 % ein Abschiebungsverbot. Laut einem 
Artikel auf evangelisch.de vom 14.02.2023 hat das 
BAMF dem Evangelischen Pressedienst am gleichen 
Tag mitgeteilt, dass die deutschen Behörden auf-
grund der EUAA-Empfehlung die Regeln für die 
Asylanerkennung für Afghaninnen überprüfen und 
diese, falls erforderlich, anpassen wollen.  

 

 Europa

Italien setzt faktischen Rücküberstellungs-Stopp 
fort 
Am 05.12.2022 hatte das italienische Innenministe-
rium in einem ersten Schreiben an die EU-Staaten 
mittgeteilt, dass „aus plötzlich aufgetauchten techni-
schen Gründen, die mit fehlenden Aufnahmekapazi-
täten zusammenhängen“, Überstellungen nach Ita-
lien ab dem 06.12.2022 zeitlich befristet storniert 
würden. Aus einem zweiten Rundschreiben der itali-
enischen Behörden vom 07.12.2022 geht hervor, 
dass keine Aufnahmeplätze vorhanden seien und be-
reits vereinbarte Überstellungstermine neu verein-
bart werden müssten. Ein aktuelles Urteil des Ver-
waltungsgerichts (VG) Arnsberg (Az. 2 K 2991/22.A) 
vom 24.01.2023 zeigt, dass auch die deutschen Be-
hörden eine Verlängerung des Rücküberstellungs-
Stopp nach Italien annehmen, denn laut VG „beste-
hen zur Überzeugung des Gerichts im maßgeblichen 
Zeitpunkt der mündlichen Verhandlung (§ 77 Abs. 1 
Satz 1 Halbsatz 1 AsylG) im Hinblick auf das Asylver-
fahren in Italien nunmehr durchgreifende systemi-
sche Mängel.“ Das VG stellt daher fest, dass eine 
zwangsweise Abschiebung des Klägers nach Italien 
einerseits bereits (faktisch) nicht möglich ist, da die 
italienischen Behörden dessen Aufnahme verwei-
gern werden. Andererseits wären, selbst wenn eine 
Einreise nach Italien durchgeführt werden könnte, 

dort aufgrund der fehlenden Aufnahmeeinrichtun-
gen die elementarsten Bedürfnisse nach „Bett, Brot 
und Seife“, nicht gewährleistet.  
 
Seenotrettung auf dem Mittelmeer 
Einem Artikel des Migazin vom 16.02.2023 ist zu 
entnehmen, dass die italienische Abgeordnetenkam-
mer laut der italienischen Zeitung „La Repubblica“ 
für die Umwandlung eines Regierungsdekrets zur zi-
vilen Seenotrettung von Anfang Januar in ein Gesetz 
gestimmt habe. Nach Angaben von Amnesty Interna-
tional werde das Gesetzentwurf, in dem u. a. festge-
schrieben sei, dass Schiffe nach einer Rettungsaktion 
direkt einen vorgegebenen Hafen ansteuern und 
weitere Notrufe ignorieren müssten, dem Senat zur 
Abstimmung Anfang März vorgelegt. Hilfsorganisati-
onen würden die Regelung als Verstoß gegen inter-
nationales und europäisches Recht kritisieren, da 
diese explizit darauf abziele, Rettungsschiffe von le-
bensrettenden Such- und Rettungseinsätzen abzu-
halten. Der Europarat hatte sich genau aus diesem 
Grund bereits am 26.01.2023 in einem Schreiben mit 
der Forderung an die italienische Regierung ge-
wandt, das Dekret zur zivilen Seenotrettung zurück-
zunehmen. Das italienische Innenministerium habe 
die Forderung jedoch in einem Antwortschreiben 

https://www.evangelisch.de/inhalte/212368/14-02-2023/deutschland-ueberprueft-regeln-fuer-asyl-anerkennungen-fuer-afghaninnen
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/EU-Politik/Dublin_Italien_12.2022.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Dublin/S._v._07.12.2022.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Dublin/2_K_2991_22.A.pdf
https://www.migazin.de/2023/02/16/italien-parlament-stimmt-fuer-umstrittene-seenotrettungsvorschrift/
https://www.coe.int/en/web/commissioner/-/the-italian-government-should-consider-withdrawing-decree-law-which-could-hamper-ngo-search-and-rescue-operations-at-sea
https://rm.coe.int/reply-of-the-minister-for-the-interior-of-italy-to-the-commissioner-s-/1680aa0853
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vom 01.02.2023 mit der Begründung zurückgewie-
sen, dass die Regeln die NGOs nicht daran hindern 
würden, multiple Einsätze auf dem Meer zu leisten, 
und auch weitere Hilferufe nicht ignoriert werden 

müssten. Die in dem Dekret festgeschriebenen Nor-
men sollen vielmehr „die systematische Aufnahme 
von Migranten vor den libyschen und tunesischen 
Küsten mit dem Ziel, diese ausschließlich nach Italien 
zu bringen, verhindern“.  

Deutschland

Fördermöglichkeit flächendeckender behördenun-
abhängiger Asylverfahrensberatung  
Im Rahmen einer Pressemitteilung vom 31.01.2023 
hat das Bundesministerium des Innern und für Hei-
mat (BMI) den Start eines Förderprogramms für die 
Umsetzung einer flächendeckenden behördenunab-
hängigen Asylverfahrensberatung (AVB) bekanntge-
geben. Rechtsgrundlage für die AVB ist die Änderung 
des Asylgesetzes, die mit dem Gesetz zur Beschleuni-
gung der Asylgerichtsverfahren und Asylverfahren 
am 01.01.2023 in Kraft getreten ist. Für das Jahr 
2023 würden im Rahmen der Förderung Mittel in 
Höhe von 20 Millionen Euro zur Verfügung gestellt. 
Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) hat am 31.01.2023 einen entsprechenden 
Förderaufruf auf seiner Website veröffentlicht. Zivil-
gesellschaftliche Organisationen haben in einem ers-
ten Schritt die Möglichkeit, bis zum 28.02.2023 ihre 
Projektskizzen einzureichen, um Mittel für die Asyl-
verfahrensberatung zu beantragen. Nach Sichtung 
der Projektskizzen sollen „geeignete“ Organisationen 
vom BAMF aufgefordert werden, Förderanträge ein-
zureichen. Die Asylverfahrensberatung richte sich an 
alle Schutzsuchenden und solle sicherstellen, dass 
diese über Ablauf und Inhalt des Asylverfahrens in-
formiert sind und in dessen Verlauf beraten und un-
terstützt werden. Auch die Unterstützung vulnerab-
ler Schutzsuchender solle im Rahmen der AVB Be-
rücksichtigung finden. Dafür seien zehn % der För-
dermittel bestimmt. Der Lesben- und Schwulenver-
band (LSVD) begrüßte die Einrichtung der Förderung 
einer besonderen Rechtsberatung für queere Ver-
folgte in einer Pressemitteilung vom 31.01.2023. 
 
BAMF lehnt Asyl für russischen Wehdienstverwei-
gerer ab 
Laut einem Artikel von Connection e. V. vom 
17.02.2023 hat das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) Ende Januar 2023 den Asylantrag 
eines Russen, der sich einer möglichen Rekrutierung 
entzogen hatte, mit der Begründung abgelehnt, dass 
nicht mit „beachtlicher Wahrscheinlichkeit davon 

auszugehen“ sei, dass der über 40-Jährige Antrag-
steller, der nach eigenen Angaben keinen Wehr-
dienst abgeleistet habe und nicht über militärische 
Vorkenntnisse verfüge, zwangsweise zu den Streit-
kräften eingezogen würde. Das BAMF begründe 
seine Entscheidung unter anderem damit, dass nur 
russische Staatsangehörige im Alter zwischen 18 und 
27 Jahren zur Stellung für den Pflichtdienst in der 
russischen Armee einberufen würden. Dem wider-
spreche der Internationale Versöhnungsbund in ei-
ner Mitte Oktober 2022 veröffentlichten Expertise 
für die Vereinten Nationen. Danach habe die Duma 
am 25.05.2022 ein Gesetz verabschiedet, wonach 
auch Männer bis zu 65 Jahren zur Armee eingezogen 
werden können. Auch würden formale Wege zur Ein-
berufung in die Armee in Russland nicht mehr einge-
halten und seit der Teilmobilmachung im September 
und Oktober 2022 Rekrutierungen auch im Rahmen 
von Razzien und Straßenkontrollen durchgeführt. 
Daher würden viele Männer zwischen 18 und 65 Jah-
ren entscheiden, Russland zu verlassen, bevor sie 
Kontakt zum Militär hatten. Laut einer Analyse von 
Connection e. V. aus September 2022 würden die 
meisten nach Kasachstan, Georgien, Armenien, Tür-
kei oder auch Serbien und Israel fliehen, da sie auf-
grund der sehr restriktiven Visavergabe kaum Chan-
cen auf eine Aufnahme durch die Länder des Schen-
gen-Raums hätten. Die Situation in den Hauptflucht-
ländern sei jedoch zum Teil sehr prekär, zudem wür-
den die Türkei sowie seit Ende Januar auch Kasachs-
tan russischen Staatsbürgerinnen nur einen begrenz-
ten legalen Aufenthaltsstatus von drei Monaten ge-
währen. Connection e.V. hat daher im  Rahmen des 
Projektes #ObjectWarCampaign gemeinsam mit Pro 
Asyl Forderungen an die EU-Staaten zur Verbesse-
rung der Situation von russischen Militärdienstent-
ziehenden entwickelt. Auch Pro Asyl informiert in ei-
nem Artikel vom 18.02.2023 über die Entscheidung 
des BAMF und fordert gemeinsam mit Connection e. 
V. deutliche Verbesserungen für Verweigerer aus 
Russland, Belarus und der Ukraine. 

https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/pressemitteilungen/DE/2023/01/foerderaufruf-avb.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/AsylFluechtlingsschutz/Asylverfahren/foerderaufruf-avb.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.lsvd.de/de/ct/8580-Einrichtung-einer-besonderen-Rechtsberatung-fuer-queere-Verfolgte
https://de.connection-ev.org/article-3735
https://de.connection-ev.org/article-3608
https://you.wemove.eu/campaigns/russland-belarus-ukraine-schutz-und-asyl-fur-deserteure-und-verweigerer
https://www.proasyl.de/news/bundesamt-fuer-migration-lehnt-asyl-fuer-russischen-verweigerer-ab/
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Kleine Anfrage zur Entwicklungszusammenarbeit 
mit der Ukraine und Unterstützung ukrainischer 
Flüchtlinge in Deutschland 
Aus einer Antwort der Bundesregierung (Drucksa-
che: 20/5468) vom 30.01.2023 auf eine Kleine An-
frage Abgeordneter der AfD geht hervor, dass die 
Kosten für Schutzsuchende aus der Ukraine entspre-
chend den Regelungen der Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD)  
als Maßnahmen im Sinne der Official Development 
Assistance gelten. Die Bundesregierung plant, diese 
Kosten entsprechend an die OECD zu melden, um sie 
so anrechnen zu lassen. Der Bund hat im Jahr 2022 
zur Unterstützung der Länder und Kommunen expli-
zit für die Schutzsuchende aus der Ukraine rund 
2,144 Mrd. Euro zur Verfügung gestellt. Im Jahr 2023 
erhalten die Länder über die Umsatzsteuerverteilung 
weitere 1,5 Mrd. Euro. 
 
Kleine Anfrage zur Kooperation der Herkunftslän-
der bei Rücknahme Geduldeter  
Einer Antwort der Bundesregierung (Drucksache: 
20/5466) vom 01.02.2023 auf eine Kleine Anfrage 

Abgeordneter der AfD zur fehlenden Kooperation 
der Herkunftsstaaten bei der Rücknahme ihrer aus-
reisepflichtigen Staatsbürgerinnen und der Effektivi-
tät von Rückübernahmeabkommen lässt sich u. a. 
entnehmen, in welche Drittstaaten seit 2017 Ausrei-
sepflichtige alternativ zu einer Abschiebung in ihr 
Herkunftsland abgeschoben oder mit ihrer Zustim-
mung überführt wurden. Die Bundesregierung führt 
jedoch zurzeit keine Verhandlungen mit Drittstaaten, 
die sich anstelle des Herkunftslandes zur Aufnahme 
aus den EU-Staaten Ausreisepflichtiger bereiterklä-
ren würden. Auch hat sich die Bundesregierung auf 
EU-Ebene, auf der aktuell verhandelt werde, ob eine 
Rechtsgrundlage geschaffen werden soll, die es 
ermöglichen würde, im Fall ernsthafter Defizite bei 
der Rückkehrzusammenarbeit unilaterale Zollver-
günstigungen der EU gegenüber dem betreffenden 
Entwicklungsland nach einem entsprechenden Rück-
nahmeverfahren auszusetzen, für einen kooperati-
ven und auf Dialog ausgerichteten Mechanismus so-
wie ein Monitoring der Rückkehrzusammenarbeit 
mit den Entwicklungsländern, die von Zollpräferen-
zen profitieren, ausgesprochen.

 

Nordrhein-Westfalen

Regelbedarfsstufe 1 auch für AsylbLG-Grundleis-
tungsbeziehende in Landeseinrichtungen 
Laut einem Beitrag auf der Website des Flüchtlings-
rats NRW vom 14.02.2023 liegen der Gemeinnützi-
gen Gesellschaft zur Unterstützung Asylsuchender 
(GGUA e. V.) Informationen vor, dass in NRW volljäh-
rige Personen im AsylbLG-Grundleistungsbezug (§ 
3/3a AsylbLG) in Landeseinrichtungen Regelbedarfs-
stufe 1 erhalten, wenn sie alleinstehend sind. Das 
Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstel-
lung, Flucht und Integration des Landes Nordrhein-

Westfalen (MKJFGFI) habe die Bezirksregierungen 
aufgefordert, das Regelsatzurteil des Bundesverfas-
sungsgerichts zu den Analogleistungen auch auf 
Grundleistungsbeziehende zu übertragen. Für 
Grundleistungsbeziehende in den Kommunen bleibe 
die Anwendung jedoch unklar, da die Kommunen 
zwar von den Bezirksregierungen über die Rechts-
auffassung des Landes informiert, jedoch nicht zu 
deren Umsetzung angewiesen worden seien.

Rechtsprechung und Erlasse 

EuGH: Zuständigkeit bei mehrfacher Asylantragstel-
lung in verschiedenen Mitgliedstaaten 
Mit Urteil vom 12.01.2023 in den verbundenen 
Rechtssachen C-323/21, C-325/21 und C-324/21 hat 
die erste Kammer des Europäischen Gerichtshofs 
(EuGH) die Zuständigkeitsfrage im Falle mehrerer 
nacheinander gestellter Asylanträge in verschiede-
nen Mitgliedstaaten geklärt. Da die Antragstellenden 

im vorliegenden Fall in drei verschiedenen EU-Staa-
ten internationalen Schutz beantragt hatten, richtete 
sich der Raad van State (Staatsrat, Niederlande) im 
Sinne der Zuständigkeitsprüfung u. a. mit der Frage 
an den EuGH, ob Art. 29 der Dublin-III-Verordnung 
dahin auszulegen ist, dass die Zuständigkeit im Asyl-
verfahren wegen des Ablaufs der Überstellungsfrist 
auf den ersuchenden Mitgliedstaat übergeht, ob-
wohl die Person in der Zwischenzeit in einem dritten 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/054/2005468.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/054/2005466.pdf
https://www.frnrw.de/themen-a-z/nrw-regelbedarfsstufe-1-auch-fuer-asylblg-grundleistungsbeziehende-in-landeseinrichtungen.html
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Dublin/EuGh_C-323.21__C-324.21_und_C-325.21.pdf
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Mitgliedstaat einen neuen Asylantrag gestellt hat, 
der zur Annahme eines von diesem dritten Mitglied-
staat gestellten Wiederaufnahmegesuchs durch den 
ersuchten Mitgliedstaat geführt hat. In seinem Urteil 
kommt der EuGH diesbezüglich zu dem Schluss, dass 
wenn eine Frist für die Überstellung einer Dritt-
staatsangehörigen zu laufen begonnen hat, die Zu-
ständigkeit wegen des Ablaufs dieser Frist auf den 
ersuchenden Mitgliedstaat übergeht. Nach einem 
solchen Übergang der Zuständigkeit kann der Mit-
gliedstaat, in dem sich die Antragsstellende befindet, 
diese nicht in einen anderen Mitgliedstaat als den 
zuständigen Mitgliedstaat überstellen. Er kann aber 
ein Wiederaufnahmegesuch an diesen letztgenann-
ten Mitgliedstaat richten. Des Weiteren stellt der 
EuGH klar, dass eine Drittstaatsangehörige, die nach-
einander in drei Mitgliedstaaten einen Antrag auf in-
ternationalen Schutz gestellt hat, im dritten dieser 
Mitgliedstaaten über einen wirksamen und schnellen 
Rechtsbehelf verfügen können muss, der ihr ermög-
licht, sich darauf zu berufen, dass die Zuständigkeit 
für die Prüfung ihres Antrags auf internationalen 
Schutz wegen des Ablaufs der in Art. 29 Abs. 1 und 2 
dieser Verordnung vorgesehenen Überstellungsfrist 
auf den zweiten dieser Mitgliedstaaten übergegan-
gen ist. 
 
BVerwG: BAMF darf Handydaten von Flüchtlingen 
nicht generell auswerten 
Das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig hat mit Ur-
teil (Az.: 1 C 19.21) vom 16.02.2023 entschieden, 
dass das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) bei einer Asylantragstellerin ohne Pass zur 
Identitätsprüfung nicht ohne Weiteres deren Mobil-
telefon überprüfen darf, sondern bei Vorliegen an-
derer Dokumente oder weiterer Erkenntnisse zur 
Identität und Staatsangehörigkeit zunächst diese 
auswerten muss. Klägerin im konkreten Fall war eine 
afghanische Staatsbürgerin, die 2019 in Berlin Asyl 
beantragte. Die Frau hatte eine Tazkira und eine Hei-
ratsurkunde vorgelegt. Dies reichte dem BAMF zur 
Identitätsklärung nicht aus, deshalb las es die Handy-
Daten der Frau aus. Das Bundesverwaltungsgericht 
hat sich der Entscheidung des Verwaltungsgerichts 
Berlin angeschlossen, das bereits mit Urteil (Az.: VG 
9 K 135/20 A) vom 01.06.2021 festgestellt hatte, 
dass ein pauschales Auslesen von Handy-Daten zur 
Feststellung der Identität rechtswidrig ist, wenn es 
mildere Mittel, wie beispielsweise die Auswertung 
und Überprüfung von Dokumenten, gibt. Im Fall der 
afghanischen Schutzsuchenden existierten solche 

milderen Mittel, da sowohl die Tazkira als auch die 
Heiratsurkunde vorlagen und es zudem auch die 
Möglichkeit gab, durch eine Sprachermittlerin das 
Vorliegen sprachlicher Auffälligkeiten zu klären.  
 
OVG NRW: Stellungnahme zum Erlass des MKJFGFI 
zur Umsetzung des Chancen-Aufenthaltsrechts  
Das Oberverwaltungsgericht (OVG) NRW nimmt in 
einen Beschluss vom 10.02.2023 (18 B 103/23) zum 
Chancen-Aufenthaltsrecht auch Stellung zu den er-
gänzenden Regelungen, die das Ministerium für Kin-
der, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und In-
tegration des Landes NRW (MKJFGFI) am 08.02.2023 
erlassen hatte. Das MKJFGFI hatte in Bezug auf den 
geduldeten Aufenthalt zum Zeitpunkt der Antragstel-
lung bzw. zum Stichtag unter Punkt 1.3 der Anwen-
dungshinweise abweichend vom BMI den Besitz ei-
ner Grenzübertrittsbescheinigung (GÜB) oder einer 
ausländerbehördlichen Bescheinigung über die Ein-
leitung aufenthaltsbeendender Maßnahmen zum 
Zeitpunkt der Antragstellung als ausreichend im 
Sinne einer faktischen Duldung bewertet. Das OVG 
sieht diese Regelung jedoch als nicht vereinbar mit 
dem AufenthG an, da eine Ausländerin nur dann ge-
duldet ist, wenn ihr eine rechtswirksame Duldung er-
teilt worden ist oder wenn sie einen Rechtsanspruch 
auf eine Duldung hat. Daher besteht laut OVG für 
Personen im Besitz einer GÜB kein Zugang zum 
Chancen-Aufenthaltsrecht. Zudem hält das Gericht 
die Regelung in 1.3.a des NRW Erlasses, die besagt, 
dass sich eine von § 104c AufenthG begünstigte Per-
son zum Stichtag 31.10.2022 nicht im Besitz einer 
Duldung befunden haben müsse, um in den Anwen-
dungsbereich von § 104c AufenthG zu gelangen, für 
mehrdeutig. Das OVG stellt klar, dass Personen, die 
zum Stichtag nicht geduldet waren, nicht komplett 
ohne Grundlage für einen Aufenthalt gewesen sein 
dürfen, sondern entweder einen Anspruch auf eine 
Duldung gehabt haben müssen, oder im Besitz einer 
Gestattung oder eine Aufenthaltserlaubnis gewesen 
sein müssen. 
 
Ergänzende Anwendungshinweise zum Chancen-
Aufenthaltsrecht 
In einem Länderschreiben vom 14.02.2023 präzisiert 
das Bundesministerium des Innern und für Heimat 
(BMI) einzelne Anwendungshinweise zur Einführung 
eines Chancen-Aufenthaltsrechts. Dabei verdeutlicht 
es u.a., dass die Identität bei Antragstellung auf eine 
Aufenthaltserlaubnis (AE) gemäß § 104c AufenthG 
nicht zwingend geklärt sein muss. Eine Klärung 

https://www.bverwg.de/pm/2023/13
https://freiheitsrechte.org/uploads/documents/Freiheit-im-digitalen-Zeitalter/BAMF-Handydatenauswertung/Urteil-d.-Verwaltungsgerichts-Berlin_Gesellschaft-fuer-Freiheitsrechte-2021-Handydatenauswertung-bei-Asylsuchenden.pdf
https://freiheitsrechte.org/uploads/documents/Freiheit-im-digitalen-Zeitalter/BAMF-Handydatenauswertung/Urteil-d.-Verwaltungsgerichts-Berlin_Gesellschaft-fuer-Freiheitsrechte-2021-Handydatenauswertung-bei-Asylsuchenden.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Aufenthalt/OVG_Nordrhein-Westfalen__Beschluss_vom_10.02.2023_-_18_B.pdf
https://www.nds-fluerat.org/wp-content/uploads/2023/02/Anlage-230214-BMI-Laenderschreiben.pdf
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könne auch während der 18-monatigen Laufzeit er-
folgen und die AE währenddessen als Ausweisersatz 
dienen. Auch könne vor der Fertigstellung des elekt-
ronischen Aufenthaltstitels (eAT) die Erteilung der 
AE durch ein „einfaches Behördenschreiben“ be-
scheinigt werden, damit die Geltungsdauer des Titels 
bestmöglich zur Erfüllung der weiteren Vorausset-
zungen genutzt werden kann. Bei der Abgabe des 
Bekenntnisses zur freiheitlich demokratischen 
Grundordnung (fdGO) soll auf das Staatsangehörig-
keitsrecht zurückgegriffen werden. Ob das Bekennt-
nis zur fdGO inhaltlich verstanden wurde, sollten die 
Ausländerbehörden durch eine „persönliche Befra-
gung“ klären. Die Betroffenen müssten auf den 
durch die Erteilung der AE nach § 104c AufenthG be-
dingten Rechtskreiswechsel aus dem AsylbLG in das 
SGB II und die dadurch begründete Zuständigkeit der 
Jobcenter hingewiesen werden. 
 
Erlass NRW: Umsetzung des Chancen-Aufenthalts-
rechts  
Das Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, Gleich-
stellung, Flucht und Integration des Landes Nord-
rhein-Westfalen (MKJFGFI) hat am 08.02.2023 einen 
Erlass zur Umsetzung des Chancen-Aufenthalts-
rechts (§ 104c) für NRW veröffentlicht. Diese modifi-
zierte Fassung der BMI-Anwendungshinweise ist für 
die Ausländerbehörden in NRW verbindlich. Unter 
anderem gilt für NRW ergänzend, dass Personen, bei 
denen sich während der Prüfung eines Antrages auf 
eine Aufenthaltserlaubnis nach § 104c AufenthG her-
ausstellt, dass auch direkt eine Aufenthaltserlaubnis 
gemäß §§ 25a, 25b AufenthG erteilt werden kann, 
ein entsprechendes Bleiberecht erteilt werden soll. 
Des Weiteren ist die Einleitung aufenthaltsbeenden-
der Maßnahmen kein Versagungsgrund für die Ertei-
lung einer Aufenthaltserlaubnis gemäß § 104c Auf-
enthG. Das Ministerium weist darauf hin, dass sich 
potentiell begünstige Personen für Informationen zu 
§ 104c AufenthG zusätzlich an die Einrichtungen des 
Kommunalen Integrationsmanagements (KIM) wen-
den können.  

Entsprechend ist dem Schreiben eine Kontaktliste 
der Einrichtungen des KIM beigefügt. Zudem findet 
sich in den Anlagen auch ein beispielhafter Muster-
text für die Abgabe des Bekenntnisses zur freiheitli-
chen demokratischen Grundordnung. Das MKJFGFI 
hat zudem mit Stand vom 09.02.2023 ein FAQ zum 
Chancen-Aufenthaltsrecht veröffentlicht. 

Erlass Baden-Württemberg: Passbeschaffung für 
eritreische subsidiär Schutzberechtigte 
Am 18.01.2023 hat das Ministerium der Justiz und 
für Migration Baden-Württemberg vor dem Hinter-
grund des Urteils des Bundesverwaltungsgerichts 
(BVerwG) vom 11.10.2022 (Az.: 1 C 9.21) einen Er-
lass zur Zumutbarkeit der Passbeschaffung für eritre-
ische Staatsangehörige an die Ausländerbehörden 
versandt. Daraus geht u. a. hervor, dass einem sub-
sidiär schutzberechtigten eritreischen Staatsangehö-
rigen im wehrdienstfähigen Alter (18 bis 49 Jahre), 
der illegal aus Eritrea ausgereist ist, ohne den Natio-
naldienst vollständig erfüllt zu haben, die Abgabe ei-
ner Reueerklärung, mit der er sich der nach eritrei-
schem Recht strafbaren illegalen Ausreise selbst be-
zichtigen müsste, unzumutbar ist. Es sei bis auf Wei-
teres davon auszugehen, dass die eritreische Aus-
landsvertretung die Ausstellung eines Passes an die-
sen Personenkreis von der Abgabe einer Reueerklä-
rung abhängig macht. Ein Nachweis, dass die Abgabe 
einer Reueerklärung im konkreten Einzelfall einge-
fordert werde, sei demnach entbehrlich. Die Auslän-
derbehörden werden zudem darüber unterrichtet, 
dass laut BVerwG-Urteil bei subsidiär Schutzberech-
tigten, denen eine Passbeschaffung unmöglich oder 
unzumutbar ist und bei denen alle sonstigen Voraus-
setzungen vorliegen, die Erteilung eines Reiseaus-
weises für Ausländerinnen nicht mehr im Ermessen 
der Behörden liegt, sondern verpflichtend ist, außer 
wenn zwingende Gründe der nationalen Sicherheit 
oder öffentlichen Ordnung der Erteilung entgegen-
stehen.  

 

 

Zahlen und Statistik 

Asylgeschäftsstatistik des BAMF für Januar 2023  
Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) hat am 07.02.2023 die Asylgeschäftsstatistik 
für den Januar 2023 veröffentlicht. Im letzten Monat 
wurden insgesamt 31.362 Asylanträge gestellt, da-
von 29.072 Erstanträge und 2.290 Folgeanträge. Die 

Zahl der Asylerstanträge stieg im Vergleich zum Vor-
monat Dezember um 9,0 % und im Vergleich zum 
Vorjahresmonat um 111,8 % an. Hauptherkunftslän-
der waren Syrien mit 9.011 Erstanträgen (-1,9 % im 
Vergleich zum Vormonat und +126,9 % im Vergleich 

https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Aufenthalt/230208_MKJFGFI-Erlass_ChAR.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Aufenthalt/230208_Anlage_1_AWH___104c_NRW-Ergaenzungen.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Aufenthalt/230208_Anlage_1_AWH___104c_NRW-Ergaenzungen.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Aufenthalt/230208_Anlage_3_Muster_Bekenntnis_FDGO.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Aufenthalt/230208_Anlage_3_Muster_Bekenntnis_FDGO.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Aufenthalt/230209_MKJFGFI_FAQs_ChAR.pdf
https://www.bverwg.de/111022U1C9.21.0
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Aufenthalt/JuM_18.01.2023_Passbeschaffung_-_Zumutbakeit_Reueerklaerung_ERI__BVerwG_1_C.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Aufenthalt/JuM_18.01.2023_Passbeschaffung_-_Zumutbakeit_Reueerklaerung_ERI__BVerwG_1_C.pdf
https://www.bamf.de/SharedDocs/Meldungen/DE/2023/230207-asylgeschaeftsstatistik-januar-2023.html
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zum Vorjahresmonat), Afghanistan mit 5.784 Erstan-
trägen (Vormonat: +21,0 %, Vorjahresmonat: +126,0 
%) und die Türkei mit 3.684 Erstanträgen (Vormonat: 
-11,0 %, Vorjahresmonat: +342,8 %). 
 
Februar-Newsletter des MKJFGFI zu Entwicklungen 
im Bereich Flucht 
Das Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, Gleich-
stellung, Flucht und Integration des Landes Nord-
rhein-Westfalen (MKJFGFI) hat am 23.02.2023 sei-
nen monatlichen Newsletter zu den Entwicklungen 
im Bereich Flucht in NRW veröffentlicht. Demnach 

sind im Januar 2023 insgesamt 6.165 Asylerstanträge 
in NRW gestellt worden. Hauptherkunftsländer wa-
ren Syrien mit 2.450 Erstanträgen, Afghanistan mit 
890 Erstanträgen und die Türkei mit 683 Erstanträ-
gen. Im Januar sind insgesamt 3.952 (Tagesschnitt: 
127) und bis zum 20.02.2023 1.896 (Tagesschnitt: 
95) Zugänge in die Landeserstaufnahmeeinrichtung 
registriert worden. Die Auslastung der Erstaufnah-
meeinrichtungen betrug zum 21.02.2023 79 % und 
die der Zentralen Unterbringungseinrichtungen 81 
%. 
 

 

Materialien 

Übersicht zu den SGB-II-Leistungsansprüchen von 
Drittstaatsangehörigen aus der Ukraine 
Die GGUA Flüchtlingshilfe e. V. hat eine Übersicht 
(Stand: 20.02.2023) zu den SGB-II-Leistungsansprü-
chen von Drittstaatsangehörigen aus der Ukraine 
verfasst.  
 
Informationen zu Dublin-Rückkehrerinnen Litauen 
Die Schweizerische Flüchtlingshilfe hat eine Zusam-
menstellung mit aktuellen Informationen zur Situa-
tion von Dublin-Rückkehrerinnen in Litauen (Stand 
17.02.2023) veröffentlicht. Aus Sicht der Flüchtlings-
hilfe sind die Hauptprobleme des litauischen Asylsys-
tems die Pushbacks, die willkürliche Inhaftierung und 
die mangelhaften Asylanerkennungsverfahren. 
 
Rechtliche Situation von LSBTIQ in Saudi-Arabien 
In dem am 30.01.2023 veröffentlichten Entscheid-
erbrief (Informationsschnelldienst) des Bundesamts 
für Migration und Flüchtlinge  findet sich ab Seite 
sieben ein Artikel zur rechtlichen Situation von LSB-
TIQ-Personen in Saudi-Arabien. Diesem ist zu ent-
nehmen, dass Homosexualität und damit assoziierte 
Verhaltensweisen, das Ausleben von Transge-
schlechtlichkeit sowie Operationen zur Geschlechts-
angleichung, mit Ausnahme von „Geschlechtskorrek-
turen“ für nachweislich intergeschlechtliche Perso-
nen, in Saudi-Arabien illegal sind und unter Strafe 
gestellt werden. In den vergangenen Jahren habe 
das Strafmaß Gefängnisstrafen, Körperstrafen (Aus-
peitschen) sowie die Verhängung der Todesstrafe 
umfasst. Auch Personen, die sich für LSBTIQ-Rechte 
aussprachen, seien in der Vergangenheit verhaftet 
und bestraft worden. 
 

Aufzeichnung eines Online-Seminars zum Chancen-
Aufenthaltsrecht 
Der Flüchtlingsrat Baden-Württemberg hat in seinem 
Youtube-Kanal die Aufzeichnung eines am 
19.01.2023 durchgeführten Online-Seminars zum 
Chancen-Aufenthaltsrecht veröffentlicht. Im Rahmen 
des Seminars ist ein umfassender Überblick zu den 
rechtlichen Neuerungen gegeben worden, die durch 
das Gesetz zur Einführung eines Chancen-Aufent-
haltsrechts zum Jahreswechsel in Kraft getreten sind. 
Der Fokus liegt auf den rechtlichen Voraussetzungen 
für die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis nach § 
104c AufenthG und dem Übergang vom Chancen-
Aufenthalt in die Aufenthaltserlaubnisse nach § 25a 
und § 25b AufenthG. Dabei wird auch ausführlich 
über einige absehbare Probleme gesprochen, die in 
der Praxis auftreten könnten. 
 
Neuauflage der Basisinformationen zum freiwilligen 
Engagement 
Am 21.02.2023 informierte der Informationsver-
bund Asyl & Migration auf seiner Website über die 
Veröffentlichung der Neuauflage seiner Basisinfor-
mation Nr. 4 „Rahmenbedingungen des freiwilligen 
Engagements“. Diese bietet einen Überblick zu den 
Themen „Pflichten und Standards des freiwilligen En-
gagements“, „Rechte, Versicherungsschutz und Ent-
gelt im Rahmen ehrenamtlicher Tätigkeiten“ und 
„Umgang mit Anfeindungen“.  
 
Studie zu lokaler Sozialpolitik für Flüchtlinge 
Das Institut Arbeit und Qualifikation (IAQ) der Uni-
versität Duisburg-Essen hat eine Studie „Lokale Sozi-
alpolitik für Geflüchtete – Was lokale Akteure ge-
lernt haben und was Geflüchtete brauchen“ (Stand: 

https://www.mkjfgfi.nrw/system/files/media/document/file/2023-02-newsletter-des-mkjfgfi-nrw-entwicklungen-im-bereich-flucht.pdf
https://www.ggua.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Drittstaatsangehoerige_Ukraine_SGB_II.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Dublin/230217_ADRO_Dublin_Litauen.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Dublin/230217_ADRO_Dublin_Litauen.pdf
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Behoerde/Informationszentrum/Entscheiderbrief/2023/entscheiderbrief-01-2023.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Behoerde/Informationszentrum/Entscheiderbrief/2023/entscheiderbrief-01-2023.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.asyl.net/view/aufzeichnung-eines-online-seminar-zum-chancen-aufenthaltsrecht
https://www.asyl.net/view/neu-bei-uns-neuauflage-der-basisinformationen-zum-freiwilligen-engagement-zum-download
https://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/publikationen/Basisinformationen/Basisinf_4_Neuaufl_2022web.pdf
https://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/publikationen/Basisinformationen/Basisinf_4_Neuaufl_2022web.pdf
https://www.sozialpolitik-aktuell.de/files/sozialpolitik-aktuell/_Politikfelder/Bevoelkerung/Dokumente/2023_02_IAQ_Report_MigSoz.pdf
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31.01.2023) veröffentlicht, in der die Autorinnen  
den Zugang von Flüchtlingen zu sozialen Diensten 
und zu sozialen Rechten sowie die Ambitionen von 
Flüchtlingen auf Bildung, Gesundheit und Erwerbsar-
beit in der Bundesrepublik genauer beleuchten. 
Dazu wurden Interviews mit 97 Expertinnen aus Zivil-
gesellschaft und Verwaltung sowie 54 Flüchtlingen, 
die zwischen 2018 und 2021 nach Deutschland ge-
kommen waren, geführt.  
 
Studie zur kooperativen Aufnahme von ukraini-
schen Flüchtlingen in Europa  
Die Friedrich-Ebert-Stiftung hat eine Studie „Mit of-
fenen Armen – die kooperative Aufnahme von 
Kriegsflüchtlingen aus der Ukraine in Europa – Eine 
Alternative zum Asylregime?“ (Stand: Februar 2023) 
veröffentlicht, in der ein europäischer Vergleich über 
den „vorübergehenden Schutz“ gezogen und Auf-
schluss über die Stärken und Schwächen der ver-

schiedenen nationalen Systeme in Bezug auf Einrei-
severfahren, Unterbringungsmöglichkeiten und die 
(Arbeitsmarkt-)Integration gegeben wird.  
 
SABA-Bildungsstipendium für Migrantinnen und 
Flüchtlinge zur Nachholung des Schulabschlusses 
Der Verein beramí e. V. bietet geflüchteten Frauen 
aus ganz Deutschland im Rahmen des SABA Bil-
dungsstipendiums digital die Möglichkeit, ihren 
Schulabschluss auf dem zweiten Bildungsweg nach-
zuholen. Dabei sollen vor allem Mütter gefördert 
werden. Voraussetzung ist, dass Bewerberinnen zwi-
schen 18 und 35 Jahre alt sind und über Deutsch-
kenntnisse auf mindestens dem B1-Niveau verfügen. 
Für das Schuljahr 2023/2024 können Bewerbungen 
noch bis Mai 2023 eingereicht werden. Weitere In-
formationen zum Angebot, Voraussetzungen und Be-
werbungsmöglichkeiten finden sich auf der Website 
des Vereins.

Termine 

Online-Aktionskonferenz, 03.03.2023, Aktion Weißes Friedensband e.V.: „Kinder in Kriegen. Part 3: Resolu-
tion: Land ohne Angst.“, 13:00 – 14:00 Uhr. Weitere Informationen hier. 
 
Veranstaltung, 03.03.2023, Landesintegrationsrat NRW in Kooperation mit dem Flüchtlingsrat NRW e.V.: 
„Kommunale Flüchtlingsunterbringung neu denken! Herausforderungen und Lösungsansätze für die Praxis“, 
15:30 – 19:00 Uhr in Dortmund. Weitere Informationen und Anmeldung hier. 
 
Konferenz, 04.03.2023, Evangelische Kirche im Rheinland in Kooperation mit der Evangelischen Akademie im 
Rheinland: „Je wärmer es wird, desto...". 10. Rheinische Friedenskonferenz. Workshops zu Klima und Frie-
den.“, 10:00 – 16:00 Uhr in Bonn. Weitere Informationen und Anmeldung hier. 
 
Seminar, 06.03.2023, Friedrich-Ebert-Stiftung e.V.: „Antisemitismus - Historische und aktuelle Erscheinungs-
formen und Maßnahmen zur Prävention“, vom 06.03.2023 ab 13 Uhr bis 10.03.2023 um 13.30 Uhr in Bonn. 
Weitere Informationen hier. 
 
Veranstaltung, 07.03.2023, Flüchtlinge willkommen in Düsseldorf e.V. in Kooperation mit Welcome Point 03, 
Eine Welt Forum Düsseldorf e.V., Schmitz-Stiftungen und Attac Düsseldorf: „Frauen und Flucht aus Afghanis-
tan.“, 19:30 Uhr in Düsseldorf. Weitere Informationen hier. 
 
Podiumsdiskussion, 08.03.2023, BDAJ NRW in Kooperation mit Integrationsagentur der AWO Dortmund, Ko-
ordinierungsstelle für Vielfalt, Toleranz und Demokratie - Stadt Dortmund: „„Jin. Jiyan. Azadî!" - „Frau. Leben. 
Freiheit.“, 17:30 Uhr in Dortmund. Weitere Informationen hier. 
 
Online-Veranstaltung, 08.03.2023, Institut für Kirche und Gesellschaft: „Villigst fragt nach: Geflohene im ei-
genen Land. Zur Situation Geflüchteter Menschen in der Ukraine.“, 18:00 - 20:15 Uhr. Weitere Informationen 
und Anmeldung auf hier. 
 
 

https://library.fes.de/pdf-files/a-p-b/20088.pdf
https://www.berami.de/saba-digital-fuer-frauen-aus-ganz-deutschland/
https://anmeldung.friedensband.de/mailing/73/6327495/0/fab47917bb/index.html
https://landesintegrationsrat.nrw/kommunale-fluechtlingsunterbringung-neu-denken/
https://events.crm.ekir.de/civiremote/event/320/register
https://www.fes.de/veranstaltungen/veranstaltungsdetail?tx_fesdeevents_eventdetails%5Baction%5D=show&tx_fesdeevents_eventdetails%5Bcontroller%5D=EventDetail&tx_fesdeevents_eventdetails%5Bevent%5D=259573&cHash=4d4550a75ae8c3a3784485fd90ffbc81
https://www.fluechtlinge-willkommen-in-duesseldorf.de/wp-03/
https://eine-welt-netz-nrw.de/index.php?id=217&uid=4050&sort=starttime&search=
https://www.kircheundgesellschaft.de/veranstaltungen/villigst-fragt-nach-geflohene-im-eigenen-land-2023-03-08-180000-4044/
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Workshop, 10.03.2023, ESTA-Bildungswerk: „Rassismus in Bildern“, 14:00 – 16:00 Uhr in Bielefeld. Weitere 
Informationen und Anmeldung hier. 
 
Online-AG, 14.03.2023, Flüchtlingsrat NRW: „Umgang mit Ausländerbehörden – Thema: Die Entscheidungs-
praxis der Ausländerbehörde", 17:30 - 19:00 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat 
NRW. 
 
Themenabend, 16.03.2023, Ökumenisches Netzwerk Bielefeld zum Schutz von Flüchtlingen: „Beobachtungen 
bei Abschiebungen.“, 18:00 – 20:00 Uhr in Bielefeld. Weitere Informationen hier. 
 
Online-Schulung, 17.03.2023, Akademie der autonomen Frauenberatungsstellen: „Krisenintervention bei 
häuslicher Gewalt - Das erste Gespräch mit einer Schutz und Hilfe suchenden Frau.“, 10:00 - 17:00 Uhr. Wei-
tere Informationen und Anmeldung auf hier. 
 
Themenabend, 18.03.2023, Ökumenisches Netzwerk Bielefeld zum Schutz von Flüchtlingen: „Dokumentation 
nach Abschiebebeobachtungen.“, 18:00 – 20:00 Uhr in Bielefeld. Weitere Informationen hier. 
 
Veranstaltung, 21.03.2023, Evangelische Luther-Kirchengemeinde Oberhausen: „Veranstaltung zum 
Antirassismus-Tag: (Asyl)Kompromiss oder Verhinderung.“, 18:00  - 20:30 Uhr in Oberhausen. Weitere 
Informationen hier. 
 
Online-Veranstaltung, 22.03.2023, Flüchtlingsrat NRW: „Hausordnungen und Hausrecht in Gemeinschaftsun-
terkünften - Informationen und Austausch“, 17:00 - 18:30 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung 
auf Flüchtlingsrat NRW. 
 
Online-Veranstaltung, 23.03.2023 und 31.03.2023, FreiwilligenAgentur Münster in Kooperation mit dem 
Kommunalen Integrationszentrum Münster: „Rassismuskritik und Diskriminierungsschutz im Ehrenamt mit 
geflüchteten Menschen“, jeweils von 16:00 – 20:00 Uhr. Weiter Informationen hier.  
 
Online-Schulung, 28.03.2023, Flüchtlingsrat NRW: „Traumasensibler Umgang mit Flüchtlingen“, 17:00 - 20:00 
Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat NRW. 
 
Online-Schulung, 29.03.2023, Flüchtlingsrat NRW: „Das Konstrukt ‚sichere Herkunftsstaaten' – Hintergründe 
und Auswirkungen auf Betroffene“, 17:00 - 18:30 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung auf Flücht-
lingsrat NRW. 

https://interkulturelles-bielefeld.de/aktionswochen/rassismus-in-bildern/
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/14032023-online-ag-umgang-mit-auslaenderbehoerden-thema-die-entscheidungspraxis-der-auslaenderbehoerden.html
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/14032023-online-ag-umgang-mit-auslaenderbehoerden-thema-die-entscheidungspraxis-der-auslaenderbehoerden.html
https://drive.google.com/open?id=1ziCVvR3xyjZEKxI9zP7V4gL_7BM447Y-&authuser=1
https://www.frauenberatungsstellen-nrw.de/krisenintervention-bei-haeuslicher-gewalt
https://drive.google.com/open?id=1ziCVvR3xyjZEKxI9zP7V4gL_7BM447Y-&authuser=1
https://drive.google.com/open?id=1DLuKd8OyPzr_ABp1EiQ7qUoje4p8Vr_N&authuser=1
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/22032023-online-veranstaltung-hausordnungen-und-hausrecht-in-gemeinschaftsunterkuenften-informationen-und-austausch.html
https://www.freiwilligenagentur-muenster.de/de/weiterbilden/akademie-programm-und-anmeldung/?displayCourseDetails579=778#moduleWrapper579
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/28032023-online-schulung-traumasensibler-umgang-mit-fluechtlingen.html
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/29032023-online-schulung-das-konstrukt-sichere-herkunftsstaaten-hintergruende-und-auswirkungen-auf-betroffene.html
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/29032023-online-schulung-das-konstrukt-sichere-herkunftsstaaten-hintergruende-und-auswirkungen-auf-betroffene.html

